
SERVICESERVICE

Wirtschaft aktuell //  GES IV/22   G23G22   Wirtschaft aktuell //  GES IV/22

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat be-
reits in mehreren Urteilen zur Hin-
zurechnung von Mieten Stellung 
genommen. Die Finanzverwaltung 
hat jüngst zumindest für einen Teil 
der Unternehmen Rechtsklarheit 
geschaffen und einige BFH-Urteile 
zu diesem Thema in einen gleich-
lautenden Ländererlass übernom-
men.

GEWERBESTEUERGESETZ § 8 
NR. 1 D) E)  
HINZURECHNUNGEN
Hintergrund: Um den Gewerbe-
ertrag zu ermitteln, werden ge-
mäß des Gewerbesteuergesetzes 
§ 8 Nr. 1 d) e)  Hinzurechnungen
dem Gewinn aus Gewerbebetrieb
unter weiteren Voraussetzun-
gen wieder ein Viertel von einem
Fünftel der Miet- und Pachtzinsen
einschließlich Leasingraten für die
Benutzung von beweglichen Wirt-
schaftsgütern sowie ein Viertel der
Hälfte der Miet- und Pachtzinsen
für die Benutzung unbeweglicher
Wirtschaftsgüter des Anlagever-
mögens, die im Eigentum eines
anderen stehen, hinzugerechnet.
Das setzt zum einen voraus, dass
sie bei der Ermittlung des Gewinns
abgesetzt worden sind. Zum an-
deren müssen sie den Freibetrag
von 200.000 Euro übersteigen. Die

gewerbesteuerliche Hinzurech-
nungsvorschrift soll Betriebe, die 
Wirtschaftsgüter mieten, mit den 
Betrieben gleichstellen, die eigene 
Wirtschaftsgüter nutzen. 

ANSICHT DES BFH
Die Hinzurechnungsvorschrift ver-
langt folgendes: Bei den angemie-
teten Wirtschaftsgütern muss es 
sich zunächst um Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens handeln, die 
im Eigentum eines anderen stehen 
– also um fiktives Anlagevermö-
gen des Unternehmens. Nach der
Rechtsprechung des BFH soll dabei
entscheidend sein, dass das Un-
ternehmen derartige Wirtschafts-
güter ständig für den Gebrauch
in seinem Betrieb benötigt. Eine
Zuordnung zum (fiktiven) Anlage-
vermögen scheidet danach jedoch
aus, wenn das Unternehmen die
angemieteten oder gepachteten
Wirtschaftsgüter nicht ständig für
den Gebrauch in seinem Betrieb
hätte vorhalten müssen. Das trifft
zu, wenn ein Betrieb diese jeweils
nur im Zusammenhang mit einem
konkreten Produkt und daher
„flüchtig“ benötigt. (Fiktives) An-
lagevermögen liegt beispielsweise
laut BFH bei Baumaschinen und
Zubehör für Baustelleneinrichtun-
gen, auch bei Kameraanlagen, Be-
leuchtungsgeräten, Lampen und
sonstigem Filmequipment, soweit
sie der Herstellung von Produkten
dienen, vor.
Weiteres Tatbestandsmerkmal:
Die Mieten müssen den Gewinn
gemindert haben. Der BFH hat
schon länger die Meinung vertre-
ten, dass eine Hinzurechnung von
Aufwendungen unterbleibt, die
am Bilanzstichtag als Teil der Her-
stellungskosten eines materiellen

Wirtschaftsguts des Anlage- oder 
Umlaufvermögens aktiviert wur-
den. Denn insoweit fehlt es an der 
erforderlichen Gewinnabsetzung. 
Bis zur Entscheidung des BFH vom 
30. Juli 2020 hätte vermutet wer-
den können: Eine Hinzurechnung
von Miet- und Pachtzinsen hat
spätestens zu erfolgen, wenn die
zu Herstellungskosten aktivierten
Wirtschaftsgüter abgeschrieben
oder ausgebucht werden. Schließ-
lich kommt es dann immerhin
zu einer Gewinnminderung. Der
BFH sieht das jedoch anders. Er
ist der Ansicht, dass die einmal
aktivierten, ursprünglichen Miet-
aufwendungen inklusive Mietzin-
sen gänzlich ihren ursprünglichen
Charakter ändern. Sie seien fortan
als Herstellungskosten zu qualif-
zieren und damit weder begrifflich
noch wirtschaftlich von der Hinzu-
rechnungsvorschrift des Gewerbe-
steuergesetzes erfasst.
Von besonderer Relevanz er-
scheint die Ansicht des BFH, dass
eine hypothetische Betrachtung
der Herstellungskosten genügen
soll. Danach reicht es aus, dass die
Miet- und Pachtzinsen als Herstel-
lungskosten des Unternehmens
aktiviert worden wären, wenn sich
das Wirtschaftsgut am Bilanzstich-
tag noch im Betriebsvermögen
befunden hätte. Auf eine tatsäch-
liche Aktivierung am Bilanzstichtag
kommt es nach Aussage des BFH
ausdrücklich nicht an. Diese An-
sicht hat die Finanzverwaltung in
der Vergangenheit nicht geteilt.
Danach sind also auch solche Auf-
wendungen nicht mehr hinzurech-
nungspflichtig, die in unterjährig
ausgeschiedene Produkte oder
Dienstleistungen des Unterneh-
mens eingehen.

ANSICHT DER 
FINANZVERWALTUNG
Die Finanzverwaltung war bisher 
in ihren gleichlautenden Länder-
erlassen nicht darauf eingegan-
gen, wie derartige Aufwendungen 
zu behandeln sind – auf solche, 
die zur Herstellung von unterjäh-
rig ausgeschiedenen Wirtschafts-
gütern des Unternehmens ange-
fallen waren. Als Reaktion auf die 
Rechtsprechung des BFH wurde 
nun der gleichlautende Länder-
erlass überarbeitet. Demnach soll 
in allen Fällen bereits unterjährig 
ausgeschiedener Wirtschaftsgüter 
des Unternehmens eine Hinzu-
rechnung für entsprechende Auf-
wendungen unterbleiben – für 
solche, die als Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten aktiviert wor-
den wären, wenn sich das Wirt-
schaftsgut am Bilanzstichtag noch 
im Betriebsvermögen befunden 
hätte. Das entspricht nunmehr der 
Rechtsprechung des BFH.

PRAXISBEISPIELE
Eine Anwaltskanzlei mietet Kanzlei-
räume. Die Aufwendungen gehen 
(teilweise) in zu aktivierende fertige 
bzw. unfertige Leistungen ein und 
sollten insoweit nicht mehr hinzu-
rechnungspflichtig sein.
Eine Firma, die Möbel herstellt, 
mietet Büro-, Lager- und Produkti-
onsräumlichkeiten an. Die Aufwen-
dungen gehen zumindest in Teilen 
(zumindest für Lager und Produk-
tion) in zu aktivierende fertige bzw. 
unfertige Erzeugnisse ein und soll-
ten in dieser Höhe nicht mehr hin-
zurechnungspflichtig sein.
Ein Bauunternehmen mietet Ge-
räte und Spezialwerkzeuge an, um 
diese zur Herstellung von Aufträ-
gen zu verwenden. Die Aufwen-

Das Bürogebäude gemietet, die Werkshalle gepachtet, der Fahrzeugpark geleast – die Kosten dafür spielen für Betriebe auch steuer-
lich eine wichtige Rolle. Wurden diese für die Gewerbesteuer bislang noch anteilig dem Gewinn zugerechnet, hat die aktuelle Recht-
sprechung nun im Sinne der betroffenen Unternehmen eine neue Richtung aufgezeigt. Die Finanzverwaltung hat dazu einen neuen 
Erlass herausgebracht, der weitreichende Folgen haben kann. Welche, erklären Steuerberaterin Pia Wolters, Steuerberater und Wirt-
schaftsprüfer Tim Slaba sowie Steuerberater und Rechtsanwalt Berthold Brombach von der Heisterborg Steuerberatungsgesellschaft 
in Stadtlohn für Wirtschaft aktuell.

GEWERBESTEUER

Hinzurechnung vermeiden
dungen gehen in zu aktivierende 
fertige bzw. unfertige Erzeugnisse 
ein und sollten nicht mehr hinzu-
rechnungspflichtig sein.

FAZIT
Die neue Rechtsprechung und der 
geänderte Ländererlass bieten 
Unternehmen erweiterte Möglich-
keiten, der gewerbesteuerlichen 
Hinzurechnung zu entgehen. 
Wenn auch seit dem Erhebungs-
zeitraum 2020 der Freibetrag von 
100.000 Euro auf 200.000 Euro er-
höht wurde, dürften nicht wenige 
Unternehmen künftig und auch 
rückwirkend in allen offenen Fällen 
von dieser Rechtsauffassung pro-
fitieren. Wichtig ist es, im eigenen 
Betrieb – unabhängig davon, ob es 
sich um ein produzierendes oder 
dienstleistendes Unternehmen 
handelt –  herauszufinden, ob es 
einen Zusammenhang zwischen 
Miete oder Pacht und hergestell-
tem Produkt oder erbrachter Leis-
tung gibt. 

PIA WOLTERS
Steuerberaterin Heisterborg

TIM SLABA
Steuerberater, Wirtschaftsprüfer 

Heisterborg

BERTHOLD BROMBACH
Rechtsanwalt, Steuerberater, 

FA StR, FA HuGesR Heisterborg




